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bereits einiges unternommen
zu haben. Ein sichtbares Zei-
chen ist der mittlerweile 130
Seiten starke Nachhaltigkeits-
bericht. Darin werden Risiken
identifiziert, Massnahmen de-
finiert und Zwischenstände de-
klariert. Für 2017 werden zum
Beispiel 370 potenziell gefähr-
liche Zwischenfälle aufgelistet.
Mit einem Sicherheitspro-
gramm sollen die Risiken für
das Personal reduziert werden.
Das Unternehmen weist im Be-
richt eine sinkende Zahl von
Unfällen aus. 

Public Eye, eine der Organi-
sationen, welche die Initiative
zur Konzernverantwortung
mittragen, begleitet das Roh-
stoff-Unternehmen seit Jahren
kritisch. Sprecher Oliver Clas-
sen traut der Publikation nicht.
Was daran bloss der Imagepfle-
ge diene und was wirkliche
Verbesserungen dokumentiere,
sei schwer zu überprüfen.
Glencore betont demgegen-
über, dass der Bericht in Über-
einstimmung mit der «Global
Reporting Initiative» erstellt
werde. Olivier Classen hält

schärfere Regeln dennoch für
unabdingbar. 

Zankapfel Rechtssicherheit
Um die Anforderungen des

Gegenvorschlags zu erfüllen,
müssten Schweizer Unterneh-
men einen Effort leisten, sagt
Stephan Hirschi. Er berät bei

PWC Schweiz Firmen in Fragen
rund um Nachhaltigkeit und
Klimawandel. Doch die Aufga-
be sei machbar. Dies gelte spe-
ziell für Firmen aus der Che-
mie- und der Pharmabranche.
Sie hätten sich in den letzten
Jahren laufend weiterentwi-
ckelt. Internationale Anforde-

rungen, die Ansprüche von In-
vestoren sowie die Dynamik
von Mitbewerbern hätten diese
Entwicklung begünstigt.

Anderer Meinung ist da De-
nise Laufer von Swiss Hol-
dings. Der Verband vertritt 61
multinationale Industriekon-
zerne. Problematisch ist für
Laufer insbesondere, dass der
Gegenvorschlag nicht auf Re-
gulierungen vergleichbarer
Standorte abgestimmt sei. Der
von der EU und den USA ver-
folgte Weg passe viel besser zur
Realität der Unternehmensfüh-
rung. Ob ein Unternehmen sei-
nen Pflichten auch im Bereich
Menschenrechte und Umwelt
nachkomme, müsse anhand
der aufgebauten Warnsysteme
überprüft werden. Der Gegen-
vorschlag orientiere sich je-
doch wie die Initiative am Ein-
zelfall und an der Haftung.
Unternehmen könnten in die-
ser Situation gar nicht abschät-
zen, welche Vorkehrungen sie
treffen müssten, um das Risiko
einer Klage zu minimieren.
Diese Rechtsunsicherheit ist
für Laufer die Hauptschwäche

des Gegenvorschlags. Eine
solch kritische Einschätzung
teilen in der Wirtschaft nicht
alle. Der Verband Groupement
des Entreprises, dem über 90
vor allem Westschweizer
Unternehmen angehören, be-
grüsst die Alternative zur Ini-
tiative auf Anfrage sogar expli-
zit. «Der Gegenvorschlag res-
pektiert die bereits ergriffenen
Massnahmen der Unterneh-
men und ist konform mit inter-
nationalen Standards.» 

Darüber, wo der Rohstoff-
konzern Glencore in Bezug auf
die vorgesehenen Neuerungen
im Aktienrecht heute steht,
wollte die Firma nicht speku-
lieren. Generell ziehe man
international abgestimmte
Schritte dem Sonderweg vor.
Auch Classen von Public Eye
mag so kurz vor der National-
ratsdebatte zum Thema keine
Einschätzung zu Glencore ab-
geben. Im Bundeshaus wurde
gestern noch einmal von allen
Seiten tüchtig lobbyiert und
taktiert. Nach den gestrigen
Fraktionssitzungen klärte sich
die Ausgangslage. 

BERN Menschenrechte und
Umweltstandards gelten nicht
überall auf der Welt in gleicher
Weise. Für Schweizer Firmen,
die im Ausland wirtschaften,
stellt sich jeweils die Frage, wo-
ran sie sich orientieren sollen.
Die Konzernverantwortungs-
initiative will festschreiben,
dass es überall Schweizer Stan-
dards sein müssen. Der Bun-
desrat lehnt das Volksbegehren
ab, und auch im Parlament
wird es kaum durchkommen.
Weil man der Initiative bei
einer Volksabstimmung Chan-
cen einräumt, laboriert das
Parlament seit längerem an ei-
nem indirekten Gegenvorschlag 
herum. Der Nationalrat disku-
tiert morgen, ob das Aktien-
recht mit solchen Bestimmun-
gen ergänzt werden soll. Sie sol-
len gemäss der nationalrätli-
chen Rechtskommission weni-
ger als 1000 Firmen betreffen.
Eine davon wäre der Zuger
Rohstoffkonzern Glencore.
Dort ist man der Ansicht, seit
dem Börsengang im Jahr 2011

Christoph Aebischer

Schweizer Regeln überall? 
Der Gegenvorschlag zur Konzernverantwortungsinitiative spaltet die Wirtschaft. Die einen loben ihn als 
gangbaren Mittelweg, für die anderen ist er ein Übel wie das Original. Morgen diskutiert der Nationalrat darüber. 
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BERN Die FDP macht den Ver-
zicht auf die Krippenfinanzie-
rung des Bundes zur Bedin-
gung für einen 16-wöchigen El-
ternurlaub. Zusätzlich verlangt
sie eine Erhöhung des Bundes-
steuerabzuges für externe Kin-
derbetreuung von 10 100 auf
25 000 Franken. Dieses Kon-
zept präsentierte die FDP-Frak-
tion letzte Woche als Gegen-
vorschlag zur Volksinitiative
für einen vierwöchigen Vater-
schaftsurlaub, die demnächst
ins Parlament kommt.

Doch der Nationalrat hat
einer der FDP-Bedingungen
gestern bereits eine Absage er-
teilt. Er hat die Finanzhilfe zur
Schaffung von neuen Krippen-
plätzen um weitere vier Jahre
verlängert. Das Impulspro-
gramm wurde 2003 gestartet,
und seither wurden rund
56 000 Betreuungsplätze für
Kinder geschaffen. Zwischen
2019 und 2023 will der Natio-
nalrat für Gemeinden und
Kantone weitere 125 Millio-
nen Franken bereitstellen. Es
handelt sich um die dritte Ver-
längerung des Programms.
Diese fand gestern im Natio-
nalrat mit 103 zu 89 Stimmen
eine relativ knappe Mehrheit.
SP, Grüne, BDP und GLP
stimmten geschlossen dafür,
FDP und SVP dagegen.

Abweichler in der FDP
Der Vorschlag der FDP für

den 16-wöchigen Elternurlaub
könnte also schon zur Makula-
tur werden, bevor das Parla-
ment die Diskussion über die
Volksinitiative für den Vater-
schaftsurlaub überhaupt auf-
genommen hat. Denn im Stän-
derat, der nun noch über die
Krippengelder entscheiden
muss, haben SP und CVP eine
Mehrheit. «Sollte auch der
Ständerat die Krippenfinanzie-
rung verlängern, hat der FDP-
Vorschlag für einen Eltern-

urlaub in der Fraktion keine
Mehrheit mehr», sagt FDP-Na-
tionalrat Christian Wasserfal-
len auf Anfrage. «Unsere Frak-
tion hat einem Gesamtkonzept
zugestimmt. Zu diesem gehört
neben dem höheren Bundes-
steuerabzug ein Verzicht auf
die weitere Krippenfinanzie-
rung.» Er sei enttäuscht, dass
der Nationalrat der erneut zu-
gestimmt habe, sagt Wasserfal-
len. Allerdings trugen dazu

auch Mitglieder der FDP-Frak-
tion bei. Laurent Wehrli (VD),
Isabelle Moret (VD und Chris-
toph Eymann (BS) stimmten
für die Krippengelder, Jacques
Bourgeois (FR) und Fathi Der-
der (VD) enthielten sich der
Stimme. «Es ist bedauerlich,
dass sich im Nationalrat nicht
die ganze Fraktion an unser
Gesamtkonzept gehalten hat»,
sagt dazu Wasserfallen.

Genau auf diese FDP-Ab-
weichler setzen allerdings die
Linke und die CVP, wenn es
um den Vaterschaftsurlaub
geht. SP-Nationalrat Adrian
Wüthrich hofft, dass die glei-
chen FDP-Nationalräte zumin-
dest einem Vaterschaftsurlaub
von zwei Wochen zustimmen
werden. Diesen Vorschlag wird
die CVP erneut in die Debatte
einbringen, nachdem sie 2014
mit einem Vorstoss für den 2-
wöchigen Vaterschaftsurlaub
im Nationalrat noch knapp ge-
scheitert war, unter anderem

wegen Abweichlern in den ei-
ägenen Reihen. FDP-National-
rat Wehrli lässt offen, ob er
dem zweiwöchigen Urlaub zu-
stimmen wird. Er sieht sich je-
doch nicht als Abweichler in
der Fraktion. Das Gesamtkon-
zept der FDP mit allen drei Ele-
menten sei im Nationalrat
nicht zur Debatte gestanden.
Er habe nur der befristeten Ver-
längerung der Krippenfinan-
zierung zugestimmt. Das heis-
se nicht, dass diese ewig wei-
terlaufen müsse. Mit dieser In-
terpretation des FDP-Konzepts
ist Wehrli in der Minderheit.
Für FDP-Ständerat Andrea Ca-
roni, einen der Promotoren der
FDP-Elternzeit, ist klar, dass
Schluss sein muss mit Bundes-
geldern, sonst gebe es von der
FDP keinen Elternurlaub. Es
liege nun am Ständerat, das
Angebot anzunehmen. 

«FDP-Vorschlag unausgegoren» 
Wüthrich gehört als Präsi-

dent des Arbeitnehmerverban-
des Travailsuisse zu den Mit-
initianten des Volksbegehrens
für 4 Wochen Vaterschafts-
urlaub. Er geht davon aus, dass
der 2-wöchige Urlaub im Parla-
ment nun eine Mehrheit fin-
den wird, da die Beratung der
Volksinitiative im Jahr vor den
Nationalratswahlen für Druck
sorgt. Auch die FDP habe die
Signale aus der Bevölkerung
wahrgenommen und nun
einen Elternurlaub vorgeschla-
gen. Wüthrich hält den FDP-
Vorschlag allerdings für «un-
ausgegoren». Denn dieser sieht
vor, dass Mutter und Vater je 8
Wochen beziehen können, dass
also die Mutter freiwillig auf
bis zu 6 Wochen des heutigen
Mutterschaftsurlaubes zuguns-
ten des Vaters verzichten kann.
Damit würde die Schweiz laut
Wüthrich gegen die Vorgaben
der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) verstossen,
die 14 Wochen Urlaub für die
Mutter fordert. 

Der Nationalrat will die Krippenfinanzierung des Bundes erneut verlängern. Stimmt diesem Vorhaben nun
auch der Ständerat zu, wird die FDP ihr Angebot für eine 16-wöchige Elternzeit allerdings zurückziehen. 

Markus Brotschi

FDP-Plan für Elternzeit vor dem Aus  

Nationalrat

 

Bei der Weiterführung
der Finanzhilfen für fa-

milienergänzende Kinderbe-
treuung ist die Freiburger
CVP-Nationalrätin Christine
Bulliard-Marbach eine treiben-
de Kraft. Sie hat die parlamen-
tarische Initiative gestern im
Nationalrat als Sprecherin der
Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur verteidigt,
deren Präsidentin sie auch ist.
Wie Bulliard gegenüber den FN

sagte, ist sie zuversichtlich,
dass auch der Ständerat der
Initiative zustimmen wird.
Dieser dürfte nach ihrem Wis-
sensstand im September dar-
über beraten. Bereits in einer
früheren Debatte sei das An-
liegen im Ständerat gutge-
heissen worden. Laut Bulliard
geht es vor allem darum, die
Kantone zu überzeugen, dass
diese Anrecht auf die Anstoss-
finanzierung für Krippenplätze

haben. Bisher sei davon aller-
dings erst in acht Kantonen
Gebrauch gemacht worden. Zu
diesen gehört auch der Kanton
Freiburg, doch laut Bulliard
sind von bereitgestellten zwei
Millionen bloss 600 000 Fran-
ken in Anspruch genommen
worden. «Dabei hat diese Fi-
nanzierung eine nachhaltige
Wirkung», so Bulliard. «96 Pro-
zent der unterstützten Krippen
existieren heute noch.» uh

Ein wichtiger Schub aus Freiburg

Vaterschaftsurlaub? Nur, wenn es kein Geld vom Bund für Krippen gibt, sagt die FDP. Bild Reto Oeschger

«Zum Gesamt-
konzept gehört 
nebst dem höheren 
Bundessteuerabzug 
ein Verzicht auf die 
weitere Krippen-
finanzierung.»
Christian Wasserfallen
FDP-Nationalrat


